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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Bärbel Kotier, Ulrich Kelber, Dirk Becker, Gerd Bollmann, 
Marco Bülow, Dr. h. c. Gernot Erler, Petra Ernstberger, Martin Gerster, Iris Gleicke, 
Dr. Barbara Hendricks, Ute Kumpf, Dr. Matthias Miersch, Thomas Oppermann, 

Dr. Sascha Raabe, Stefan Rebmann, Karin Roth (Esslingen), Frank Schwabe, 
Wolfgang Tiefensee, Ute Vogt, Waltraut Wolff (Wolmirstedt), Manfred Zöllmer, 

Dr. Frank-Walter Steinmeier und der Fraktion der SPD 

sowie der Abgeordneten Dr. Hermann E. Ott, Thilo Hoppe, Ute Koczy, Hans-Josef 
Fell, Bärbel Höhn, Sylvia Kotting-Uhl, Oliver Krischer, Undine Kurth (Quedlinburg), 
Nicole Maisch, Dorothea Steiner, Cornelia Behm, Harald Ebner, Kai Gehring, 
Bettina Herlitzius, Dr. Anton Hofreiter, Uwe Kekeritz, Sven-Christian Kindler, 
Stephan Kühn, Friedrich Ostendorff, Claudia Roth (Augsburg), Markus Tressel, 
Daniela Wagner, Dr. Valerie Wilms und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Bangladesch bei der Bewältigung des Klimawandels unterstützen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Bangladesch ist durch seine geographische Lage bereits heute eines der am 
meisten vom Klimawandel betroffenen Länder. Damit werden die beacht- 
lichen Anstrengungen des Landes bei der Umsetzung der Millenniumsent- 
wicklungsziele — vor allem des Zieles 1 „Halbierung der extremen Armut bis 
2015“ - konterkariert. 

2. Bis zur Nahrangsmittelkrise ab 2007 verringerte sich der Anteil der Menschen, 
die unter der Armutsgrenze leben, um etwa 1 Prozentpunkt pro Jahr. Doch 
immer noch leben 60 Millionen Menschen von weniger als 1 US-Dollar am 
Tag. Etwa 20 Prozent der Bevölkerung - 30 Millionen Menschen — sind laut 
Weltbank extrem arm, leben unterhalb der unteren Armutsgrenze mit weniger 
als 1 840 kcal Nahrung pro Tag und sind von Entwicklungserfolgen weit- 
gehend ausgeschlossen. Fast jedes zweite Kind unter fünf Jahren leidet an 
Untergewicht und ist im Wachstum gestört. Die Säuglings- und Müttersterb- 
lichkeit hat abgenommen, liegt aber noch immer über den gesetzten Vorga- 
ben, um die Millenniumsziele zu erreichen. Durch den Klimawandel wird sich 
vor allem die Emährangssicherheit extrem armer Familien, die überdurch- 
schnittlich häufig in Gegenden leben, die besonders von klimatischen Ver- 
änderungen betroffen sind (Küstengebiete, Flussufer, Inseln, Tiefebenen), 
sollten keine angemessenen Maßnahmen ergriffen werden, durch den Klima- 
wandel verschlechtern. 

3. Zu den Auswirkungen des Klimawandels in Bangladesch zählen heißere 
Sommer und die zunehmende Unregelmäßigkeit der Regenperioden, die 
ihrerseits heftiger ausfallen. Dadurch wird die Landwirtschaft erschwert und 
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werden ganze Ernten vernichtet. Hinzu kommt, dass der Salzgehalt der Bö- 
den in vielen küstennahen Gebieten dramatisch ansteigt. Die Gründe sind 
der Anstieg des Meeresspiegels sowie die weit verbreitete, meist umweltbe- 
lastende Garnelenzucht. Hinzu kommen veränderte hydrologische Abfluss- 
verhältnisse der großen Flüsse. Verstärkt wird diese Entwicklung noch durch 
Starksturmereignisse wie die Zyklone Sidr und Aila, die zu heftigen Über- 
schwemmungen mit Salzwasser geführt haben, welches teilweise bis heute 
nicht vollständig abgeflossen ist. 

4. In Bangladesch leben zirka 35 Millionen Menschen in den von Überschwem- 
mungen und Extremwetterereignissen besonders betroffenen Küstenregio- 
nen. Für mindestens ein Drittel der betroffenen Bevölkerang stehen im Fall 
von Zyklonen keine geeigneten Schutzräume (Zyklon- Shelter) zur Ver- 
fügung. ln den letzten 30 Jahren gab es in Bangladesch über 200 Extrem- 
wetterereignisse, wie Überschwemmungen, Dürren oder Tropenstürme. 
Letztere haben in den Dekaden seit den 70er-Jahren an Häufigkeit und Inten- 
sität zugenommen. Allein durch tropische Wirbelstürme und Sturmfluten 
wurden nach offiziellen Angaben über 180 000 Menschen getötet. Hinzu 
kommen wirtschaftliche Schäden, die auf über 1 6 Mrd. U S-Dollar geschätzt 
werden. Solche Extremwetterereignisse werden nach dem neuesten Bericht 
der Vereinten Nationen (Special Report: Managing the Risks of Extreme 
Events and Disasters to Advance Climate Change Adaptation — SREX) an 
Intensität in Zukunft weiter zunehmen. Wenn der Anstieg der globalen Tem- 
peratur weiter voranschreitet, wird das Land vor vielfältigen Herausforde- 
rungen stehen: Weitere Anpassungsmaßnahmen, aber auch Antworten auf 
die sich weiter verstärkende Binnenmigration müssen erarbeitet werden. 

5. Der Weltklimarat der Vereinten Nationen erwartet für Bangladesch elf Mil- 
lionen Klimaflüchtlinge iimerhalb der nächsten 20 Jahre. Sollte der Meeres- 
spiegel bis Ende des Jahrhunderts um 1 Meter oder mehr ansteigen, was nach 
den neuesten Kalkulationen des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung 
(PIK) e. V. zu erwarten ist, müssten mindestens 35 Millionen Menschen um- 
gesiedelt werden, sofern keine geeigneten Küstenschutzmaßnahmen ergriffen 
werden. 

6. Die Regierung Bangladeschs zeigt mit der Einführung des Bangladesh 
Climate Change Trust Fund (BCCTF) und des Bangladesh Climate Change 
Resilience Fund (BCCRF) politischen Gestaltungswillen, Klimafolgen so 
weit wie möglich abzufedern. Obwohl das Land zu den ärmsten und am we- 
nigsten entwickelten Ländern (Least Developed Countries) zählt, was sich 
u. a. auch darin ausdrückt, dass weniger als die Hälfte der Bevölkerung Zu- 
gang zu Elektrizität hat, gehört Bangladesch zu den internationalen Vorrei- 
tem, die sich für eine ambitionierte Klimapolitik und den konsequenten Aus- 
bau der erneuerbaren Energien einsetzen. Dies verdient Anerkeimung und 
Unterstützung durch die Bundesrepublik Deutschland. 

7. Um die Anfälligkeit gegenüber Naturkatastrophen und anderen Klimafolgen 
zu verringern, hat die Regierang 10 Mrd. US-Dollar für die Jahre 2007 bis 
2015 eingestellt. Mit diesen Mitteln soll der sogenannte Bangladesh Climate 
Change Strategy and Action Plan (BCCSAP) umgesetzt werden, der sowohl 
Anpassungsmaßnahmen als auch Maßnahmen für eine C02-ärmere Wirt- 
schaft vorsieht. 

8. Im Parlament von Bangladesch gibt es einen überfraktionellen Ausschuss, der 
sich trotz der extremen politischen Polarisierung des Landes, die die Parla- 
mentsarbeit weitgehend blockiert, konstruktiv mit den Herausforderungen 
des Klimawandels beschäftigt - ein starkes Zeichen für die besondere Be- 
troffenheit vom Klimawandel und die entsprechende Dringlichkeit für partei- 
übergreifendes Handeln in Bangladesch. 
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9. Bangladesch steht mit seinen Herausforderangen beispielhaft für andere 
Länder, die bereits heute unter den Auswirkungen des Klimawandels leiden, 
ln Dhaka fand vom 14. bis 16. März 2012 eine Konferenz von Parlamenta- 
rieriimen und Parlamentariern aus den am meisten vom Klimawandel betrof- 
fenen Ländern statt. In der verabschiedeten „Dhaka Declaration“ wird zu ei- 
nem entschiedeneren Vorgehen gegen den Klimawandel aufgerafen. 

10. Der Deutsche Bundestag begrüßt die „Dhaka Declaration“ und teilt die 
Sorgen der Parlamentarieriimen und Parlamentarier in Bezug auf den fort- 
schreitenden Klimawandel. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

— sich der Verantwortung gegenüber Ländern wie Bangladesch zu stellen, eine 
ambitionierte Klimapolitik zu verfolgen und im Rahmen einer Klimadiplo- 
matie auf mehr Klimagerechtigkeit hinzuwirken; 

— die derzeitige internationale Verhandlungsblockade in der Klimapolitik, unter 
der Länder wie Bangladesch im besonderen Maße leiden, durch eine Klima- 
politik der unterschiedlichen Geschwindigkeiten aufzulösen. Vorreiterstaaten 
müssen sich zusammenschließen und mit einer ambitionierten Klimapolitik 
vorangehen. Eine erfolgreiche Vorreiterallianz soll andere Staaten motivie- 
ren, sich anzuschließen, um die multilaterale VN-Klimapolitik aus der Sack- 
gasse zu holen, aber auch um im Gegenzug für ambitionierte Klimaziele vom 
Know-how der Vorreiterallianz zu profitieren; 

— sich in diesem Zusammenhang innerhalb der EU für eine Erhöhung der 
C02-Reduktionsziele auf 30 Prozent bis 2020 einzusetzen, um damit die 
klimapolitischen Anstrengungen der EU zu unterstreichen und weiterhin 
Vörbildwirkung haben zu können; 

— in diesem Zusammenhang im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit 
eine langfristige und fokussierte Strategie der klimapolitischen Zusammen- 
arbeit mit ausgewählten Staaten zu entwickeln und in diesem Rahmen ge- 
zielte Anpassungsmaßnahmen in den vom Klimawandel betroffenen Län- 
dern zu unterstützen. Die in diesem Antrag vorgeschlagene systematische 
Unterstützung Bangladeschs wäre als Pilotvorhaben einer solchen Koopera- 
tion zu erachten; 

— bei der Entwicklung von Strategien zur Anpassung an den Klimawandel mit 
besonders Betroffenen sowie mit sozialen Bewegungen, Frauenorganisatio- 
nen, Gewerkschaften und weiteren Akteuren und Akteurirmen der Zivil- 
gesellschaft zusammenzuarbeiten und von diesen Gruppen bereits erarbei- 
tete und umgesetzte lokale Adaptionsstrategien zu stärken; dazu den Aus- 
tausch zwischen der Zivilgesellschaft, der internationalen Gemeinschaft und 
den zuständigen Behörden in Bangladesch voranzutreiben, Fachwissen und 
tradiertes Wissen der lokalen Bevölkerung zu bündeln, ein Forum für best 
practices zu schaffen und eine Datenbank zu den Anpassungsstrategien und 
Erfahrungen aufzubauen; 

— sich gemeinsam mit der Regierung Bangladeschs für eine Erhöhung der 
Agrobiodiversität einzusetzen, die vor allem Kleinbäuerinnen und Kleinbau- 
ern in der Anpassung an den Klimawandel zugute kommt. Die Stärkung der 
Nutzpfianzenvielfalt und die Verbesserung der Bodenfruchtbarkeit sind ein 
wichtiger Bestandteil der Anpassung an den Klimawandel; in diesem Zu- 
sammenhang sollten Initiativen unterstützt werden, die sich einer Wiederbe- 
lebung der Vielfalt von Reissorten, dem Biolandbau, dem Errichten eines 
Gen-Pools, integrierten Anbausystemen, organischer Düngung und dem Er- 
richten von Versuchsfeldern für eigene Züchtung sowie lokalen Saatgutban- 
ken widmen; 
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— die Zusammenarbeit mit Bangladesch bei Klimaschutz, Klimaanpassung und 
klimabedingter Risikoprävention zu vertiefen, u. a. durch regelmäßige, min- 
destens jährliche Regierungskonsultationen, intensive technologische Zu- 
sammenarbeit und Wissenstransfer und die Unterstützung beim Ausbau der 
meteorologischen Dienste und von geeigneten Frühwarnsystemen sowie den 
Bau von zusätzlichen Zyklon- Sheltem als wirksamer Schutz gegen Tropen- 
stürme und Überflutungen für Menschen und Nutztiere; 

— sich dafür einzusetzen, dass Migration und Umsiedlung aufgrund von klima- 
tischen Veränderungen als solche kenntlich dokumentiert werden, um damit 
die Bedürfnisse der vom Klimawandel betroffenen und vertriebenen Men- 
schen gezielt berücksichtigen zu können; 

— die von der Schweiz und von Norwegen Ende 2012 gegründete Nansen-Ini- 
tiative als Mitglied des Steering Committee zu unterstützen, welche auf glo- 
baler Ebene Lösungen erarbeiten will, um Menschen, die aufgrund von ex- 
tremen Wetterereignissen ihre Heimat verlassen müssen, Unterstützung zu 
bieten; 

— Bildungsarbeit zum Klimawandel und Ausbildung für Katastrophenvorsorge 
und Management für lokale Organisationen und die Bevölkerung vor Ort zu 
unterstützen und die Aufnahme dieser Themen in den Lehrplan in den 
Gmndschulen und den weiterführenden Schulen voranzutreiben; kompe- 
tenzbildende Maßnahmen für und Mainstreaming des Themas Klimawandel 
und Katastrophenmanagement in alle Politikbereiche und -ebenen in Bangla- 
desch von den zuständigen Ministerien bis zur Gemeindeverwaltung zu un- 
terstützen; 

— bei der Entwicklung von Konzepten zur Anpassung an den Klimawandel in 
Bangladesch auf die Erfahrangen der deutschen Nichtregierungsorganisatio- 
nen und politischen Stiftungen zurückzugreifen. Deutsche Nichtregierungs- 
organisationen arbeiten zum Teil seit Jahrzehnten mit lokalen bangladeschi- 
schen Partnerorganisationen bei der Bekämpfung extremer Armut und der 
Einhaltung von bürgerlichen und politischen sowie wirtschaftlichen, sozia- 
len und kulturellen Rechten. Durch die lange und intensive Zusammenarbeit 
mit Partnern aus Bangladesch haben die deutschen Nichtregierungsorganisa- 
tionen und politischen Stiftungen ein tief gehendes Verständnis für die poli- 
tischen und sozialen Stmkturen Bangladeschs gewonnen; 

— sich dafür einzusetzen, dass nichtnachhaltige Großprojekte, insbesondere im 
Bereich der Garnelenzucht, die mit massiver Abholzung von Mangroven- 
wäldem, der Versalzung von fiuchtbarstem Ackerland sowie der gewalt- 
samen Vertreibung und extremen Verarmung der lokalen Bevölkerung ein- 
hergehen, nicht mehr von der internationalen Gemeinschaft bzw. durch Mit- 
tel der Official Development Assistance (ODA) finanziert werden und dass 
der bereits durch solche Projekte entstandene Schaden erfasst wird und 
Kompensationsmechanismen erarbeitet werden; bei der Erhaltung der Biodi- 
versität sind die lokalen Gemeinschaften an Entscheidungen über die Nut- 
zung biologischer Ressourcen und Schutzgebiete zu beteiligen sowie die 
Stärkung ihrer Verfügungsrechte über die Nutzung von Lebensräumen zu ge- 
währleisten; 

— in der Zusammenarbeit mit den vom Klimawandel besonders betroffenen 
Ländern sicherzustellen, dass bereitgestellte Mittel für Anpassungsmaßnah- 
men - z. B. durch den „Green Climate Fund“ — effektiv und siimvoll ein- 
gesetzt werden können; in Bangladesch wäre daraufhinzuwirken, dass vom 
Klimawandel besonders betroffene Bevölkerungsgruppen und deren Ge- 
meinwesenansätze bei der Verteilung von Geldern aus dem BCCTF und dem 
BCCRF berücksichtigt werden; 
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— sicherzustellen, dass international bis zum Jahr 2020 100 Mrd. US-Dollar für 
Maßnahmen gegen den Klimawandel bereitstehen und Deutschland einen 
angemessenen Anteil davon trägt; 

— Projekte zur Entwicklung emeuerbarer Energien in ländlichen Regionen 
sowie den Aufbau von Kapazitäten in diesem Bereich zu fördern; 

— weiterhin „Im Dialog mit der bangladeschischen Seite [...] auf die Heraus- 
forderungen und Nachteile eines Kohletagebaus unter anderem in Form von 
Umsiedlungen, Grundwasserabsenkungen oder Emissionen" hinzuweisen, 
zu thematisieren, „dass ein Einstieg in die Kohleverstromung aus deutscher 
Sicht klimapolitisch in die falsche Richtung weisen würde“ (Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage zum Kohletagebau in Bangladesch, 
Bundestagsdrucksache 17/5577) und vor dem Hintergrund der von der Bun- 
desregierung oben aufgeführten Auswirkungen des Kohletagebaus dafür zu 
werben, die Energieversorgung mit erneuerbaren Energien in Bangladesch 
weiter offensiv auszubauen; 

— vor dem Hintergrund der bevorstehenden Bauarbeiten zum Atomkraftwerk 
„Ruppur“ und eines weiteren geplanten Atomkraftwerkes den weiteren Aus- 
bau der Atomkraft durch Hermes-Kreditbürgschaften nicht zu unterstützen, 
wie es bereits der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung des 
Deutschen Bundestages in seiner Stellungnahme vom 29. November 2012 
gefordert hat; 

— die genannten Handlungsempfehlungen als bi- und multilateraler Partner der 
Entwicklungszusammenarbeit mit Bangladesch auf die Tagesordnung der 
bilateralen Regierungskonsultationen im März 2013 und der darauf folgen- 
den Regierungsverhandlungen zu setzen und dabei Infrastraktur und Aus- 
bildung für „grüne Sektoren“ anzubieten sowie ebenfalls den Schwerpunkt 
Gute Regierungsführung einschließlich Korruptionsbekämpfung und sozia- 
len Dialogs einzubringen. 


Berlin, den 20. März 2013 

Dr. Frank-Walter Steinmeier nnd Fraktion 
Renate Künast, Jürgen Trittin nnd Fraktion 
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